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PRESSESPIEGEL

Genug Zeit nehmen
Die „Frankfurter Allgemeine“ meint zur
Entwicklung eines Corona-Impfstoffes:
„Es ist gut, wenn sich der Staat beim Tü-
binger Biotechunternehmen Curevac en-
gagiert – das gibt langfristige Sicherheit
für Forschung, Tests und Herstellung.
Oberste Priorität muss aber die Gesund-
heit derer haben, die eines Tages ohne Ri-
siken und Nebenwirkungen geimpft wer-
den wollen. Angstmacherei ist auch hier
fehl am Platze; sie wird aber zunehmen,
wenn der Eindruck entsteht, hier werde
etwas übers Knie gebrochen.“

Nicht nur im Osten radikal
Die „Südwest Presse“ aus Ulm schreibt
zur Beobachtung der Rechtspopulisten:
„In Brandenburg beobachtet der Verfas-
sungsschutz nun die Gesamt-AfD. Die
ostdeutschen Landesverbände sind in
GänzezwareineSpurradikaler.Dochwas
heißt das schon? Der Fraktionschef
im baden-württembergischen Landtag,
Bernd Gögel, erklärte gerade zur De-
batte um den Begriff „Rasse“ im Grund-
gesetz: „Der Rassebegriff ist richtig und
wichtig und für unser Grundgesetz es-
sentiell.“ Noch Fragen?“

Westen muss zusammenstehen
Die Londoner „Times“ kommentiert die
Brexit-Verhandlungen:
„In einer Zeit verstärkter geopolitischer
Spannungen und im Vorfeld von US-
Wahlen, durch die sich die Belastungen
für die internationale Ordnung zu erhö-
hen drohen, war es niemals wichtiger für
den Westen zusammenzustehen.“

Kapitalismus wird menschlicher
Zum Status von Minderheiten in der
Unternehmenswelt schreibt die italieni-
sche Zeitung „La Repubblica“:
„Die tragischen Ereignisse in Minnea-
polis haben amerikanische und europäi-
sche Industriebosse veranlasst, weniger
über Gewinne, Investitionen und Kosten
und mehr über Empathie, Mitgefühl und
Bedauern zu sprechen. (...) Hinter den tro-
ckenen Zahlen zeichnete sich ein mensch-
liches Gesicht des Kapitalismus ab.“

RNZ-LEXIKON

Rasse
Immer wieder wird gefordert, den Be-
griff der „Rasse“ aus dem Grundge-
setz zu streichen. Die Idee, dass es
unterschiedliche Menschenrassen ge-
ben könnte, tauchte mit der Kolonia-
lisierung ab dem 15. Jahrhundert auf
(obwohl es seit der Antike Vorläufer
gab). Der französische Naturforscher
George-Luis Leclerc de Buffon ver-
wendete 1749 den Begriff als Erster zur
Unterteilung der Menschen.

Heute gilt der Begriff der Rasse
nicht nur als historisch belastet, son-
dern auch als wissenschaftlich wider-
legt, und das vor allem aus drei Grün-
den. Erstens sind Unterscheidungs-
merkmale wie die Hautfarbe willkür-
lich gewählt und hängen nicht mit an-
deren Merkmalen wie etwa der Na-
sen- oder Lippenform zusammen.
Zweitens sind die genetischen Unter-
schiede zwischen ethnischen Gruppen
kleiner als die innerhalb einer Grup-
pe – es gibt also kein Gen, das die eine
von einer anderen Gruppe unterschei-
den würde. Und drittens gibt es zwi-
schen den Gruppen fließende Über-
gänge in der Verteilung bestimmter
genetischer Merkmale. abs
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Nun denn
Klaus Welzel zur Corona-App

Seit heute Nacht sollte sie online sein,
die Corona-App. Wer will, kann sie
herunterladen. Und da die meisten
Deutschen eher zur Sorgfalt neigen,
dürfte der Download bereits hundert-
tausendfach vollzogen worden sein.
Der Nutzen ist vorübergehend zwar
gering, der mögliche Schaden aber
auch. Von einem kaum messbaren
Nutzen muss man ausgehen, weil es in
Deutschland nur noch wenige Infi-
zierte gibt. Die App macht aber erst
dann Sinn, wenn ihre Nutzer sich auch
der Gefahr aussetzen, vom Nächsten
(der dann hoffentlich auch die App in-
stalliert hat) infiziert zu werden. Wer
jetzt also mitmacht, macht dies vor-
sorglich, schließlich gibt es keinen
idealen Zeitpunkt zum Download.

Schaden – und davon gehen ja
Datenschützer aus – kann aber auch
keiner entstehen, weil die App alle
Daten nur auf dem eigenen Smart-
phone registriert und weil es keinen
Zwang gibt. Da immer wieder Politi-
ker (meist aus der Union) einen Nut-
zungszwang ins Spiel bringen, könnte
genau daran die App doch noch schei-
tern. Sie kommt zum einen sehr spät,
zum anderen keimt durch die unnötige
Debatte um den Nutzungszwang der
Verdacht auf, aus Freiwilligkeit könn-
te eines Tages eine Verpflichtung wer-
den. Somit ist die App schon vor der
ersten Installation von einem Nut-
zungserfolg sehr weit entfernt. Schade.

Zu viel
Matthias Kros zu Curevac

Die Entwicklung eines Corona-Impf-
stoffes ist derzeit eines der drängends-
ten Vorhaben überhaupt. Vermutlich
wird erst wieder echte Normalität in
unser Leben einkehren, wenn eine sol-
che Arznei gefunden und in ausrei-
chender Menge produziert ist. Ob des-
wegen aber gleich eine 300 Millionen
Euro teure Staatsbeteiligung an dem
Biotechnologieunternehmen Curevac
notwendig gewesen wäre, darf ein
Steuerzahler schon hinterfragen.

Der umtriebige Bundeswirt-
schaftsminister Peter Altmaier sagt, er
wolle damit dem Unternehmen von
Mehrheitseigner Dietmar Hopp fi-
nanzielle Sicherheit geben. Fraglos
können die Forscher in Tübingen das
Geld gut gebrauchen. Doch ange-
sichts der Dringlichkeit der Sache gibt
es dafür eigentlich genügend (bereits
angezapfte) Fördertöpfe.

Deshalb drängt sich der Eindruck
auf, dass Altmaier mit seinem Ein-
stieg bei Curevac tatsächlich strate-
gische Interessen verfolgt. Die Avan-
cen, die US-Präsident Donald Trump
den Tübingern im März gemacht ha-
ben soll, haben ihre Wirkung offen-
bar nicht verfehlt. Und in diesem
Punkt geht die Rechnung des Wirt-
schaftsministers sicher auf: Ein teil-
verstaatlichtes Unternehmen ist kein
sonderlich beliebtes Übernahmeziel.

Kein Unmut
Gernot Heller zu den EU-Beiträgen

Es gibt Tage, da bringt der Postbote
nur Rechnungen. In solch einer Phase
scheintsichDeutschlandmomentanzu
befinden. Da jongliert die Regierung
Tag für Tag mit Milliardensummen im
Kampf gegen etwas noch nie Dage-
wesenes wie die Corona-Krise, und
muss rekordhohe neue Schulden auf-
nehmen. Und dann kommt zu allem
Überfluss hinzu, dass Deutschland ab
2021 womöglich 13 Milliarden Euro
mehr, also 40 Milliarden Euro, nach
Brüssel an die EU überweisen muss.

Doch der Unmut darüber ist über-
trieben. Wenn man sich klarmacht, wie
abhängig Deutschland in seinem
Wohlstand, mit seinen Arbeitsplät-
zen, von Kunden im Ausland ist, wenn
man sich klarmacht, dass die treu-
esten und besten davon die Partner in
der EU sind – dann stellt sich das Bild
doch etwas anders dar. Auch ein Blick
auf die Dimensionen hilft. Wenn
DeutschlandalleinindiesemJahrrund
220 Milliarden Euro ausgibt, um sei-
ne Firmen mit ihren Arbeitsplätzen zu
schützen, dann erscheint ein Betrag
von 13 Milliarden Euro nicht mehr so
gewaltig. Denn Deutschland be-
kommt ja etwas für dieses Geld – ganz
abgesehen davon, dass ein erkleckli-
cher Teil aus Brüssel zurück in das
Land fließt. Die Gemeinschaft sichert
uns auch ein Leben in Frieden sowie
Mitsprache in der Welt.
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„Die USA bleiben in
einer Vor-Bürgerkriegssituation“
Der Amerika-Historiker Detlef Junker analysiert die Lage der Vereinigten Staaten im Wahljahr

Von Detlef Junker

Heidelberg. Die Corona-Krise hat
gleichsam ein Tuch über den USA weg-
gezogen und einen verstörenden Blick auf
die politische, soziale und kulturelle
Realität des Landes freigegeben. Zu-
gleich hat die Pandemie einmal mehr of-
fengelegt, dass der 45. Präsident der USA,
Donald Trump, völlig unfähig ist, sein
Amt auszufüllen und irgendein Problem
zu lösen. Trump, der sich selbst für ein
„stabiles Genie“ hält, hat die selbst-
erklärten „Kriege“ gegen das Virus und
den wirtschaftlichen Niedergang schon
verloren. Der Narzisst und Paranoiker ist
zur Lachnummer der Welt geworden, zu-
gleich fürchtet die Welt das destruktive
Potential, das im mächtigsten Amt des
Westens steckt. Auch die Bundesrepu-
blik wird zunehmend Opfer dieser
Destruktion.

Trump spaltet die Nation wei-
ter und sieht, fünf Monate vor der
Wahl, den einzigen Weg zu
seiner zweiten Präsident-
schaft darin, sich als Präsi-
dent von „Recht und Ord-
nung“ zu positionieren und
notfalls das Militär in der In-
nenpolitik einzusetzen. Das wäre
ein entscheidender Schritt zum
Ausnahmezustand.

Vor drei Wochen haben al-
lerdings ein Video über die
Ermordung des Afroame-
rikaners George Floyd
durch einen weißen Poli-
zisten, der fast neun Mi-
nuten auf Floyds Hals
kniete, und ein missrate-
ner Foto-Termin des Prä-
sidenten mit Militär und
Bibel in de Hand vor einer
Kirche in der Nähe des
Weißen Hauses die – immer
flüchtige – Stimmung in den
USA erheblich verändert. Weitere
Gewaltakte bewegen die Nation.

Die weltweiten Proteste der „Black
Lives Matter“-Bewegung, die unge-
wöhnliche Kritik der höchsten ameri-
kanischen Militärs, der „Aufstand der
Generäle und Admiräle“ gegen Trumps
Versuch, die amerikanische Armee in der
Innenpolitik einzusetzen, der Verlust
Trumps von bis zu zehn Punkten in Um-
fragen, erste Spannungen zwischen den
Republikanern im Kongress und dem
Präsidenten, auch die Kritik einiger re-
ligiöser Führer an Trump haben zumin-
dest die Möglichkeit eines Endes der
Trump’schen Präsidentschaft eröffnet:
Trump verliert die Wahl im November,
scheidet friedlich aus dem Amt und wan-
dert nicht ins Gefängnis, weil der neue
Präsident Joe Biden ihn begnadigt, in der
Hoffnung, das Land zu befrieden. Ge-
nauso hatte es Präsident Gerald Ford mit
seinem Vorgänger Richard Nixon ge-
macht.

Allerdings ist auch die Alternative
nicht ausgeschlossen. Trump mobilisiert
mit Lügen und Fake News seine Basis:

> die offenen und versteckten Ras-
sisten, die keinesfalls die Polizei grund-
legend reformieren wollen, weil sie die
öffentliche Ordnung, besonders den
Schutz gegen Plünderer und Brandstif-
ter, für nötig halten

> die Waffenlobby, die den Waffen-
besitz für ein originäres, in der Verfas-

sung verankertes Freiheitsrecht der
Amerikaner hält

> die Mehrheit der Evangelikalen, die
in Trumps Präsidentschaft eine Fügung
Gottes sehen, um ihre kulturelle Revo-
lution durchzusetzen

> die weiße Unterschicht und untere

Mittelschicht, die weiterhin daran glau-
ben, dass Trump sie durch seine pro-
tektionistische Wirtschaftspolitik und
eine Mauer gegen Mexiko aus ihrer Mi-
sere befreien wird

> die Reichen, die von Trumps Fi-

nanz- und Steuerpolitik massiv profi-
tieren

> alle diejenigen, die am obersten
Glaubensgrundsatz vermutlich der
meisten Amerikaner festhalten, dass die
beste Regierung keine Regierung sei; die
das europäische Prinzip der sozialen
Marktwirtschaft für zutiefst freiheits-
feindlich und unamerikanisch halten.
Deshalb solle auch der Staat nicht ein-
greifen, um die massive Ungleichheit im
Lande zu verringern.

Eine solche Mobilisierung könnte da-
zu führen, dass Trump die Wahlen knapp
gewinnt oder knapp verliert. Im letzte-
ren Fall wird er seine Anhänger mit der
Behauptung mobilisieren, dass er Opfer
eines Wahlbetruges geworden sei.

Nur eines ist bis zur Wahl ausge-
schlossen. Es werden keine Gesetze er-
lassen oder tiefgreifende Reformen
durchgeführt werden, die die Spaltung
der Nation und das zunehmende Chaos

im Lande verringern könnten: weder die
systematische Rechtsbeugung durch

den Präsidenten („Als Präsident
habe ich das Recht, zu tun, was ich

will.“), noch die von Trump be-
triebene Erosion der bundes-
staatlichen Ordnung oder der
Verfall der Infrastruktur.
Nach neuesten Umfragen tei-

len 80 Prozent der Amerikaner
diesen Pessimismus.

Es wird auch keine grundlegende Er-
neuerung der Polizei geben. Gerichte und
Gesetze, vor allem die einflussreichste

Gewerkschaft in den USA,
die Polizeigewerkschaft,
werden das verhindern.
Alle Polizisten haben die

wichtigste Überlebensma-
xime ihres Berufes verinner-
licht: Im Zweifel ist es besser,

als Erster zu schießen, damit du
abends deine Familie wiederse-

hen kannst.
Auch personell gäbe es keine Al-

ternative. Aus welchen Schichten soll-
ten denn die „neuen“ Polizisten kom-
men, die sich als „Freund und Helfer“ der

Bürger fühlten? Überdies wäre eine sol-
che Polizei aus der Perspektive vieler

Amerikaner angesichts der offenen
und latenten Gewaltzustände in den

Städten eine Katastrophe.
Schließlich kann ich nicht er-

kennen, wie im Wahljahr die
krassen Ungleichheiten im
wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen System überwun-
den werden könnten. Die USA
bleiben in einer prekären Vor-
Bürgerkriegssituation.
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Bunter Protest: Eine Drag-Queen bei einer Demonstration
gegen Rassismus und Polizeigewalt in Chicago. Foto: dpa
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